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Deutschland: Verbände fordern Neuregelung des Asylrechts
Ende Mai 1998 legten verschiedene Verbände
unter Federführung von Pro Asyl den Forderungs-
katalog „Mindestanforderungen zum Schutz von
Flüchtlingen“ vor. Die dort enthaltenen Forde-
rungen und Gesetzesvorschläge sollen Aufnah-
me in das 100-Tage-Programm der nächsten
Bundesregierung finden, „wer immer die Wahl
gewinne“, so Pro Asyl-Sprecher Günter Burk-
hardt. Hintergrund des Katalogs ist der fünfte Jah-
restag des Asylkompromisses vom 26. Mai 1993.
Dieser schränkte das Grundrecht auf Asyl (Art. 16a
GG) stark ein. Eine Reihe von Änderungen erschwe-
ren seitdem die Beantragung von Asyl in Deutsch-
land. So können Asylbewerber, die über einen so-
genannten „sicheren Drittstaat“ nach Deutschland
einreisen wollen, an der Grenze zurückgewiesen
werden. Als sichere Drittstaaten gelten alle Nach-
barländer Deutschlands, so daß ein an der Grenze

gestellter Asylantrag
von vornherein zum
Scheitern verurteilt ist
und letztendlich nur
die Einreise auf dem
Luft- oder Wasserweg
oder einem Weg, den
die Behörden nicht
nachweisen können,
möglich ist. Zentrale
Forderung des Acht-
Punkte-Katalogs, der
vom DGB-Bundes-
vorstand, der evange-
lischen und katholi-
schen Kirche, Wohl-
fahrtsverbänden (Ar-
beiterwohlfahrt, Cari-
tas, Diakonisches
Werk und Deutscher
Paritätischer Wohl-
fahrtsverband) sowie
Menschenrechtsorga-
nisationen unterstützt
wird, ist (1) die unein-
geschränkte Geltung
internationaler Ab-
kommen. Bezugneh-
mend auf die Genfer
Flüchtlingskonvention
und die Europäische
Menschenrechtskon-

vention (EMRK) ist die Abschiebung in einen Dritt-
staat „auszusetzen, wenn die Gefahr einer Ketten-
abschiebung nicht ausgeschlossen ist“. Laut Pro Asyl
ist diese Forderung auch ohne erneute Grundge-
setzänderung zu realisieren. Entsprechend Art. 3
der EMRK soll nichtstaatliche Verfolgung in Län-
dern, in denen keine staatlichen Instanzen mehr
existieren, als Asylgrund anerkannt werden.

Weitere Forderungen des Katalogs sind (2)
die ersatzlose Streichung des Flughafenverfah-
rens, bei dem Asylverfahren auf Flughäfen un-
ter hohem Zeitdruck durchgeführt werden, (3)
menschenrechtliche Mindeststandards im Asyl-
verfahrensrecht, (4) der Schutz besonders ge-
fährdeter Flüchtlingsgruppen wie Frauen, Min-
derjährige und Folteropfer, (5) die Einführung
einer „Altfallregelung“ für Flüchtlinge, die län-
ger als fünf Jahre in Deutschland sind, sowie (6)
einer Härtefallregelung im Ausländergesetz zur
Lösung von Einzelfällen auf humanitärer Basis.

Die monatelange, im Höchstfall bis zu 18
Monate dauernde Abschiebehaft (7) ist laut Pro
Asyl unverhältnismäßig. Stattdessen sei es für
einen demokratischen Rechtsstaat „völlig aus-
reichend, Abzuschiebende kurzfristig und vor-
übergehend festzuhalten, wenn die Abschiebung
anders nicht gesichert werden kann“.

Auch verlangt Pro Asyl die ersatzlose Strei-
chung des Asylbewerberleistungsgesetzes (8):
„Weder die Unterbringung in Lagern, noch Ar-
beitsverbote, noch die Sonderbehandlung durch
das Asylbewerberleistungsgesetz sind mit Men-
schenrechtsstandards zu vereinbaren.“ Stattdes-
sen sei Asylbewerbern die Aufnahme einer Er-
werbstätigkeit zu gestatten. Ist dies nicht mög-
lich, so soll Anspruch auf Sozialhilfe bestehen.

Zu möglichen Änderungen des Asylrechts
äußerten sich auch Politiker der SPD sowie von
Bündnis 90/Die Grünen. In einem Interview mit der
Süddeutschen Zeitung sprach sich der ehemalige
Innenminister von Nordrhein-Westfalen Herbert
Schnoor (SPD) für die Einführung einer Härtefallre-
gelung auf Länderebene aus. Wie der Grünen-Vor-
standssprecher Jürgen Trittin äußerte auch die in-
nenpolitische Sprecherin der SPD-Bundestagsfrak-
tion Cornelie Sonntag-Wolgast Zweifel an der
Rechtmäßigkeit des Flughafenverfahrens. Beide
sprachen sich auch für eine Überprüfung der Be-
handlung von Asylbewerbern in den sogenannten
„sicheren Drittstaaten“ aus. sta
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Auf ihrer letzten Klausurtagung vor der Wahl
beschlossen die Bundestagsabgeordneten der CSU
am 9. und 10. Juli 1998 im Kloster Banz neue
Eckpunkte zur Ausländerpolitik (vgl. MuB 2/98).
Der seit Jahren heftig diskutierte Satz „Deutsch-
land ist kein Einwanderungsland“ wird nicht ins
gemeinsame Wahlprogramm von CDU und CSU
aufgenommen. Stattdessen fordern die CSU-Ab-
geordneten:
- Wer als Ausländer dauerhaft in Deutschland

leben will, soll „selbstverständlich die deut-
sche Sprache beherrschen und sprechen“.

- Ausländer sollen sich stärker in Deutschlands
Vereinen und Verbänden engagieren.

- Das Alter, bis zu dem ausländische Eltern ihre
Kinder nach Deutschland nachholen dürfen
(derzeit in der Regel bis 16 J.), soll gesenkt
werden.

- Zukünftige Zuwanderung soll insgesamt stark
begrenzt werden.

- Der Anteil von Ausländern, die Sozialwoh-
nungen erhalten, soll gesenkt werden. Damit
will die CSU der Bildung von Ausländerghet-
tos entgegenwirken und „die Benachteiligung
deutscher Wohnungssuchender verhindern“.

- Schließlich sollen Verstöße gegen die deut-
sche Rechtsordnung rascher zur Ausweisung
führen. Dabei geht es der CSU auch darum,
daß straffällige Jugendliche gemeinsam mit
ihren unbescholtenen Eltern abgeschoben
werden können.
Die Forderungen der CSU wurden von Bun-

deskanzler Helmut Kohl (CDU), von Fraktions-
chef Wolfgang Schäuble (CDU) und von Berlins
Innensenator Jörg Schönbohm (CDU) auf der
Tagung ausdrücklich unterstützt. Michael Glos,
Chef der CSU-Landesgruppe im Bundestag be-
tonte, Deutschland sei ein ausländerfreundliches
Land. Doch jeder weitere Zuzug müsse stark ein-
geschränkt werden, da die Grenzen der Aufnah-
mefähigkeit erreicht seien.

Heftige Kritik an den Forderungen der CSU
kamen von FDP und Grünen. Laut Bundestags-

Vizepräsident Burkhard Hirsch (FDP) verletzen
diese „die Grenzen des politischen Anstands“.
Cornelia Schmalz-Jacobsen (FDP), die Auslän-
derbeauftragte der Bundesregierung, warf der
CSU in Ausländerfragen „gefährliche Nähe“ zur
rechtsextremen DVU vor. FDP-Generalsekretär
Guido Westerwelle sagte: „Wer wie die CSU die
Ghettoisierung in den Städten beklagt, muß zu-
vor die Ghettoisierung in den Köpfen durch eine
vernünftige Integrationspolitik verhindern.“ Der
rechtspolitische Sprecher von Bündnis 90/Die
Grünen Volker Beck betonte: Die CSU-Forde-
rungen seien ein „Signal der Ausgrenzung“.

Kritik kam auch von Christian Ehlers, dem
Geschäftsführer des Deutschen Hotel- und Gast-
stättenverbandes: „Uns erschreckt diese Forde-
rung“, sagte Ehlers. „Wir brauchen die Auslän-
der als Gäste, als Unternehmer und als Beschäf-
tigte.“

Ein gewisses Maß an Übereinstimmung ließ
dagegen die SPD erkennen. Otto Schily, mögli-
cher zukünftiger Innenminister einer SPD-geführ-
ten Bundesregierung, erhob ebenfalls die For-
derung nach mehr Integrationsanstrengungen
ausländischer Zuwanderer. „Man muß ihnen be-
stimmte Selbstverständlichkeiten abverlangen.
Dazu gehört, daß wer hier seinen dauerhaften
Wohnsitz nimmt, die deutsche Sprache erlernt,
seinen Kindern die deutsche Sprache beibringt
und Recht und Verfassung achtet.“ Zugleich for-
derte Schily, daß „Bürgerkriegsflüchtlinge nur
auf Zeit hierbleiben. Auch die SPD plädiert für
eine Zuwanderungsbegrenzung.“ Auf absehbare
Zeit sieht Schily „gar keinen Spielraum für zu-
sätzliche Zuwanderung.“

Als Kontrast zur bisherigen Ausländerpolitik
kündigte Schily für den Fall eines SPD-Wahl-
siegs bei den Bundestagswahlen eine Reform des
Staatsangehörigkeitsrechts und Erleichterungen
bei der Einbürgerung von Ausländern an. Die
doppelte Staatsbürgerschaft hält er in diesem
Zusammenhang allerdings für „kein erstrebens-
wertes Ziel“. rm

Deutschland: Eckpunkte der CSU zur Ausländerpolitik

Am 25. Juni 1998 hat der Bundestag mit großer
Mehrheit der Änderung des Asylbewerberlei-
stungsgesetzes (AsylbLG) zugestimmt (vgl. MuB
4/1998). 472 Abgeordnete befürworteten die Ein-
schränkungen staatlicher Leistungen für abge-
lehnte Asylbewerber ohne Duldung oder zur
Ausreise verpflichtete Personen; 107 stimmten
dagegen, und 27 Abgeordnete enthielten sich der
Stimme. Die Gegenstimmen stammten von
Bündnis 90/Die Grünen, der PDS, aber auch von
Abgeordneten der SPD. Das neue Gesetz soll zum
1. Januar 1999 in Kraft treten.

Von der neuen Regelung sind Ausländer be-
troffen, die ihre Abschiebung z.B. durch Ver-
nichtung ihrer Papiere zu verhindern suchen, und

Deutschland: Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes
Personen, die nach Meinung der Behörden als
Wirtschaftsflüchtlinge nach Deutschland gekom-
men sind. In der ursprünglichen Fassung des vom
Bundesrat eingebrachten Entwurfs war vorgese-
hen, die Kürzungen auch auf ausreisepflichtige
bosnische Flüchtlinge anzuwenden; ferner soll-
te illegal Eingereisten die Sozialhilfe weitgehend
entzogen werden. Dabei wäre außer acht gelas-
sen worden, daß gerade Menschen auf der Flucht
möglicherweise keine gültigen Papiere besitzen.
Diese zwei Personengruppen sind in der ent-
schärften Version des AsylbLG, die der Bundes-
tag nach heftigen Debatten unmittelbar vor der
Sommerpause verabschiedete, von den Lei-
stungskürzungen nicht mehr betroffen.



Juli/August 1998Ausgabe 6
Seite 3

Zukünftig sollen abgelehnte Asylbewerber,
die sich weigern auszureisen oder die primär
wegen der Sozialleistungen nach Deutschland
gekommen waren, nach einer Einzelfallprüfung
nur noch das an Unterstützung erhalten, was
„unabweisbar geboten“ ist. Die neue Fassung des
AsylbLG wird, so Gesundheitsminister Horst
Seehofer (CSU), schätzungsweise 25.000 bis
30.000 Menschen betreffen. Bislang entsprachen
die Leistungen auf Grundlage des AsylbLG etwa
80% des Sozialhilfesatzes für Deutsche. Auf
welches Niveau sich die Zahlungen in Zukunft
reduzieren werden, ist schwer vorherzusagen.
Die Entscheidung, was „unabweisbar gebotene“
Hilfe ist, wird von den jeweiligen Sozialämtern
abhängen. Besonders im Hinblick auf die medi-
zinische Versorgung bleibt unklar, ob und in
welcher Qualität der genannte Personenkreis in
Deutschland zukünftig ärztlich versorgt werden

soll. Der Menschenrechtsbeauftragte der Bun-
desärztekammer Ulrich Montgomery warnte
davor, daß die medizinische Versorgung der Be-
troffenen ab 1999 nicht mehr gewährleistet sei.
Gesundheitsminister Seehofer wies diese Kritik
zurück und verteidigte die Änderungen als „we-
der inhuman noch ausländerfeindlich“.

Die Kürzung der Sozialleistungen für abge-
lehnte Asylbewerber und ausreisepflichtige Aus-
länder wurde nicht nur von Menschenrechtsor-
ganisationen und Wohlfahrtsverbänden, sondern
auch vom Hohen Flüchtlingskommissariat der
Vereinten Nationen (UNHCR) kritisiert. Das neue
Gesetz, so die Kritiker, könnte auch Bürgerkriegs-
flüchtlinge betreffen. Die Befürchtungen gehen
dahin, daß die Behörden die neue Regelung eng
auslegen und Kriegsflüchtlinge schließlich doch
mit in die Kürzungen einbeziehen werden. as

Hessen hat im Juni 1998 das Bleiberecht für
Ausländer in gleichgeschlechtlichen Partner-
schaften erweitert. Innenminister Gerhard Bökel
(SPD) und Familienministerin Priska Hinz (Bünd-
nis 90/Die Grünen) wollen damit „größtmögli-
che Rechtssicherheit“ für binationale homose-
xuelle Paare schaffen. Etliche hatten bisher mit
Trennung rechnen müssen, falls der ausländi-
sche Partner nach Ablauf der Aufenthaltsgeneh-
migung ausreisen mußte. Unterdessen nannte der
Vorsitzende der CDU-Fraktion im Wiesbadener
Landtag Roland Koch den Vorstoß eine „grotes-
ke Blüte verquerer rot-grüner Ideologie“.

Die hessischen Ausländerbehörden sind nun
angewiesen, ihren Ermessensspielraum bei der
Gewährung einer Aufenthaltserlaubnis künftig
zugunsten auf Dauer angelegter Partnerschaften
anzuwenden. Eine Mindestzeit für das Bestehen

der Partnerschaft ist allerdings nicht vorgese-
hen. Der Erlaß räumt ein, daß im Einzelfall nicht
abgeschoben werden darf, wenn die gleichge-
schlechtliche Lebensgemeinschaft andernorts
nicht gelebt werden kann. Das gilt insbesondere
in zwei Fällen: Homosexualität wird im Her-
kunftsland des ausländischen Partners strafrecht-
lich verfolgt, oder der deutsche Partner hat sei-
ne wirtschaftliche Existenzgrundlage in Deutsch-
land. Sind beide Partner Ausländer, kann ein
Aufenthalt nur dann gewährt werden, wenn ei-
ner der beiden ein langjähriges Aufenthaltsrecht
in Deutschland hat oder hier geboren bzw. auf-
gewachsen ist. Hessen folgt damit einem Urteil
des Bundesverwaltungsgerichts vom Februar
1996, in dem die Möglichkeit einer Ermessens-
entscheidung in diesem Zusammenhang deut-
lich hervorgehoben wird.

Hessen: Bleiberecht für homosexuelle Ausländer erweitert

Deutschland: Fortzüge von Ausländern überstiegen 1997 Zuzüge
Erstmals seit 1984  sind im ver-
gangenen Jahr mehr Ausländer
aus Deutschland fortgezogen
als zugezogen. Dies geht aus
vorläufigen Angaben des Stati-
stischen Bundesamtes in Wies-
baden hervor.
Dazu haben sowohl geringere
Zuzüge als auch  höhere Fortzü-
ge beigetragen. 615.298 Aus-
länder sind 1997 nach Deut-
schland zugezogen (1996:
707.954). 637.066 Ausländer
verließen Deutschland 1997
(1996: 559.064). Unter den
Fortzügen sind auch ca. 115.000
bosnische Flüchtlinge. Die aus-
ländische Bevölkerung hatte
damit 1997 ein Wanderungssal-
do von -21.768 Personen. ru
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Das derzeit geltende Ausländerrecht sieht für
ausländische Partner in gleichgeschlechtlichen
Lebensgemeinschaften keinen Anspruch auf eine
Aufenthaltsgenehmigung vor. Anders als bei
heterosexuellen Paaren besteht für sie nicht die
Möglichkeit, den Aufenthaltsstatus des auslän-
dischen Partners durch eine Ehe zu sichern. Das
Bundesverfassungsgericht hat in seiner Rechts-
sprechung mehrfach die Ehe als die Vereinigung
von Mann und Frau zu einer Lebensgemeinschaft
definiert. Nichts deutet für das Gericht darauf-
hin, daß die Geschlechterverschiedenheit für das
Verständnis von Ehe an Bedeutung verloren hat.
Eine analoge Anwendung des „Zuzugs von aus-
ländischen Ehegatten eines Deutschen“ (§23
AuslG) auf gleichgeschlechtliche Lebensgemein-
schaften ist daher nicht möglich.

Gleichwohl räumt das Ausländergesetz den
Ausländerbehörden das Recht ein, im eigenen
Ermessen eine Aufenthaltserlaubnis auszuspre-
chen (§15 AuslG). Dies soll insbesondere Lö-
sungen für jene Bereiche ermöglichen, die vom
Gesetzgeber nicht abschließend geregelt wor-
den sind. Dazu zählt auch der Nachzug von An-
gehörigen sonstiger Lebensgemeinschaften, der

im Ausländergesetz nicht explizit aufgeführt
wird. Bei der Ermessensentscheidung sind alle
privaten und öffentlichen Belange, die für oder
gegen den Aufenthalt des Antragstellers spre-
chen, gegeneinander abzuwägen. Eine gleichge-
schlechtliche Lebensgemeinschaft ist nach Auf-
fassung des Bundesverwaltungsgerichts in be-
sonderer Weise zu berücksichtigen.

Die Innenverwaltungen der Länder handhaben
ihren Ermessensspielraum sehr unterschiedlich.
Hessen hat nun, wie schon Hamburg drei Monate
zuvor, seine Ausländerbehörden eindeutig angewie-
sen, für ein Bleiberecht der ausländischen Partner
zu entscheiden. Dagegen hat der Berliner Innense-
nator Jörg Schönbohm (CDU) seinen Erlaß ledig-
lich als Kann-Regelung formuliert. In Berlin ist das
Bleiberecht zudem an einen Partnerschaftsvertrag
geknüpft, in dem sich der deutsche Partner u.a. zur
Übernahme aller Unterhaltskosten auch über die
Dauer der gültigen Aufenthaltsgenehmigung hin-
aus verpflichten muß. Das umfaßt also auch die
Kosten für eine eventuelle Abschiebehaft. Bislang
hat die Berliner Ausländerbehörde von ihrem Er-
messensspielraum in keinem Fall Gebrauch ge-
macht. rem

Im Mai 1998 veröffentlichte das Bundeskrimi-
nalamt (BKA) die polizeiliche Kriminalitätssta-
tistik 1997. Der Jahresbericht 1997 zur Krimi-
nalität in der Bundesrepublik Deutschland wird
voraussichtlich im Herbst dieses Jahres erschei-
nen. Die Frankfurter Rundschau druckte vorab
einen Auszug aus dem Jahresbericht ab, der In-
formationen zu illegalen Grenzübertritten und
Schleuserkriminalität zusammenfaßt. Der Bericht
weist Tatverdächtige, nicht Verurteilte aus.

Das BKA stellt rückblickend auf das Jahr
1997 fest, daß „Deutschland als Zuwanderungs-
land für die illegale Einreise weiterhin große
Bedeutung“ hat und gibt als mögliche Motive
für die Zuwanderung „das Wohlstands- und So-
zialgefälle, Kriege, ökologische Krisen und Über-
bevölkerung in den Herkunftsländern“ an. 1997
wurden insgesamt 1.091 Fälle von Menschen-
handel und 49.428 illegale Grenzübertritte regi-
striert. Des weiteren wurden im vergangenen Jahr
4.894 Fälle von Einschleusungen erfaßt, darun-
ter 499 Fälle von gewerbs- und bandenmäßi-
gem Einschleusen von Ausländern. Schleuser-
aktivitäten konzentrieren sich auf die deutsch-
tschechische, die deutsch-polnische und die
deutsch-österreichische Grenze. Deutschland und
seine Nachbarn sind jedoch nicht nur Zielland, son-
dern auch Transitland für Einwanderer auf dem
Weg nach Großbritannien und Nordamerika.

Ein Anstieg im Zusammenhang  mit Verstö-
ßen gegen das Ausländer- und das Asyl-
verfahrensgesetz ist besonders bei illegalen
Grenzübertritten und Schleuserkriminalität fest-
zustellen. 1997 wurden in Deutschland insge-

samt 35.205 unerlaubt eingereiste Personen auf-
gegriffen. Das bedeutet eine Steigerung zum
Vorjahr um rund 30% (1996: 27.024). Etwa 21%
der unerlaubt eingereisten Ausländer, also rund
jeder fünfte, wurde nach Deutschland geschleust.
Die Zahl nachweislich Eingeschleuster stieg im
Vergleich zu 1996 um ca. 12% an. Hierbei han-
delt es sich hauptsächlich um Staatsangehörige
der BR Jugoslawien, Rumäniens, Afghanistans
und des Irak. Laut BKA-Bericht hält der Trend,
zunehmend größere Personengruppen gleichzei-
tig zu schleusen, weiterhin an.

Seit 1993 ist der Anteil der von Ausländern
begangenen Straftaten stetig zurückgegangen.
Dieser Trend setzte sich auch 1997 fort. 27,9%
aller Täter des Jahres 1997 besaßen keinen deut-
schen Paß, während der Anteil von nichtdeut-
schen Tätern 1993 noch 33,6% betrug. Der An-
teil an ausländischen Tatverdächtigen darf nicht
direkt mit der Wohnbevölkerung verglichen wer-
den, da die im Bericht aufgeführten Ausländer
nicht mit der ausländischen Wohnbevölkerung
Deutschlands identisch sind. In dem Bericht sind
auch Touristen, andere nichtansässige Auslän-
der und Illegale in der Kategorie „Nichtdeutsche“
zusammengefaßt. Ferner ist zu beachten, daß die
deutsche und die ausländische Wohnbevölke-
rung unterschiedliche Strukturmerkmale aufwei-
sen. Ein unmittelbarer Vergleich zwischen die-
sen Bevölkerungsgruppen verzerrt das Bild zu
Lasten der ausländischen Bevölkerung. Insge-
samt kann der Polizeilichen Kriminalstatistik
daher bei einem Vergleich der Kriminalität von

Deutschland: Zunahme von illegalen Grenzübertritten und
Schleuserkriminalität
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Europas größter Flüchtlingsstrom seit 1950 war
und ist eine Folge der Kriege, gewalttätigen Kon-
flikte und ethnischen Säuberungen seit dem Zer-
fall Jugoslawiens. Am stärksten betraf dies Bos-
nien-Herzegowina. Hier lebten nach Angaben des
UNHCR im Juli 1998 noch ca. 800.000 Binnen-
vertriebene. 600.000 überwiegend muslimische
Bürger Bosniens befanden sich in einem west-
europäischen Land, davon die größten Gruppen
in Deutschland und Österreich. Rund 250.000
bosnische Serben lebten in der BR Jugoslawien.
Insgesamt waren dies 1,7 Mio. Flüchtlinge und
Vertriebene. Weitere 450.000 Bürger Bosniens
kehrten zwischen 1996 und Juni 1998 in ihre
Heimatgemeinden zurück. Ein Teil von ihnen
gehört zu jenen 130.000 Bosniern, die zwi-
schen Januar 1997 und April 1998 aus
Deutschland repatriiert wurden (darunter 1.051
abgeschobene Personen; Stichtag 25.3.1998).
Darunter waren allerdings nur 48.000 Perso-
nen, die in Siedlungsgebiete zurückkehren
konnten, in denen sie selbst zur ethnischen
Minderheit gehören. Die anderen 400.000 kehr-
ten in Dörfer und Städte zurück, in denen die
eigene Gruppe in der Mehrheit ist.

In der BR Jugoslawien lebten zum selben
Zeitpunkt neben den 250.000 bosnisch-serbi-
schen Vertriebenen auch 300.000 Flüchtlinge
und Kriegsvertriebene aus Kroatien. Dabei han-
delte es sich vorwiegend um ethnische Serben
aus der Kraijna und aus Slawonien. Weitere
27.000 Vertriebene aus Bosnien befanden sich
in Montenegro.

In Kroatien lebten im Juni 1998 ca. 120.000
Binnenvertriebene aus der Kraijna und aus Ost-
slawonien. Zugleich machte sich eine „kalte Säu-
berung“ ethnischer Serben in Ostslawonien be-
merkbar, das bis 1997 unter UN-Verwaltung
stand und am 1.1.1998 wieder an Kroatien fiel.

Ein neuer Flüchtlingsstrom entstand Mitte 1998
durch die Eskalation des Konflikts zwischen serbi-
scher Polizei bzw. serbischem Militär und ethni-
schen Albanern sowie deren bewaffneter Unter-
grundarmee UCK. Im Kosovo belief sich die Zahl
der Flüchtlinge und Binnenvertriebenen im Juli 1998
auf ca. 100.000 ethnische Albaner. Weitere 30.000
Personen waren nach Albanien (12.000 – 15.000),
Montenegro und Mazedonien geflüchtet. Ein Teil
von ihnen dürfte versuchen, von dort nach Westeu-
ropa auszureisen. rm

Bosnien, Kroatien, Serbien: Alte und neue Flüchtlinge

Der Bundestag beschloß auf seiner Sitzung am
25. Juni 1998, dem Bundesgrenzschutz (BGS)
mehr Kompetenzen zur Überprüfung illegaler
Zuwanderer einzuräumen. Auch der Bundesrat
hat dieser Befugniserweiterung inzwischen zu-
gestimmt. In Zukunft sind Beamte des BGS be-
rechtigt, auf Bahnhöfen, in Zügen sowie auf
Flughäfen mit grenzüberschreitendem Verkehr
verdachtsunabhängige Personenkontrollen
durchzuführen. Hierbei soll es sich lediglich um
Einzelkontrollen handeln, bei denen der Paß ein-
gesehen sowie das Gepäck in Augenschein ge-
nommen werden darf. Für eine Durchsuchung
bzw. vorübergehende Festnahme muß ein kon-
kretes Verdachtsmoment vorliegen. Bisher durf-
ten solche Kontrollen nur in einigen  Bundes-

ländern von der Polizei durchgeführt werden (vgl.
MuB-online 1.4.98). Die neu beschlossene Be-
fugniserweiterung gilt vorerst für fünf Jahre.

Die Änderung des Bundesgrenzschutzge-
setzes stieß auf scharfe Kritik von Bündnis 90/
Die Grünen und der PDS sowie aus den Reihen
der FDP. Die frühere Bundesjustizministerin
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP) äu-
ßerte völkerrechtliche Bedenken; die Kontrol-
len in Grenzgebieten durch den BGS stellten
einen Verstoß gegen das Schengen-Abkom-
men (vgl. MuB 2/98) dar. Der FDP-Abgeord-
nete Burkhard Hirsch kritisierte die Neurege-
lung als verfassungswidrig, da jeder Bürger
fortan ohne tatsächlichen Anlaß als Rechts-
brecher behandelt werden könne. as

Frankreichs Innenminister Jean-Pierre Chevène-
ment (MDC) kündigte Anfang Juni 1998 eine
Amnestie für knapp die Hälfte jener Immigran-
ten an, die ohne gültige Aufenthaltsgenehmi-
gung in Frankreich leben. In einer Fragestunde

vor der Nationalversammlung erklärte Chevè-
nement, daß etwas mehr als 70.000 Anträge von
undokumentierten Migranten (sog. Sans-papiers)
auf Legalisierung bewilligt würden. Humanitäre
Aspekte und das Recht auf Familienzusammen-

Frankreich: Amnestie für illegale Immigranten

Deutschland: Mehr Befugnisse für Bundesgrenzschutz

Deutschen und Ausländern nur ein beschränkter
Aussagewert zugebilligt werden.

Rund ein Viertel aller von Ausländern be-
gangenen Straftaten sind sogenannte auslän-
derspezifische Delikte, z.B. Verstöße gegen das
Ausländer- und das Asylverfahrensgesetz. Des
weiteren fallen unter ausländerspezifische De-
likte illegaler Grenzübertritt sowie gewerbs-

und bandenmäßiges Einschleusen von Auslän-
dern. Deutsche können diese Delikte zum gro-
ßen Teil nicht begehen. Ohne diese spezifi-
schen Straftaten liegt der Anteil nichtdeutscher
Tatverdächtiger bei 21,7%. In absoluten Zah-
len wurden 1997 sowohl von Deutschen
(+3,3%) als auch Ausländern (+1,3%) mehr
Straftaten als im Vorjahr begangen. as
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Die Schweizer Regierung verabschiedete im Juni
1998 einen Entwurf der künftigen Regelung von
Einwanderung, welcher von den bisherigen Prin-
zipien der Ausländerpolitik Abschied nimmt. Ist
die asylpolitische Debatte in der Schweiz zur
Zeit blockiert - die Rückkehrpolitik für bosni-
sche Kriegsflüchtlinge sowie die Diskussion um
den Einsatz der Armee zur Überwachung der
Südgrenze haben zu starken politischen Kontro-
versen geführt - so zeichnet sich damit im Be-
reich der Zulassungspolitik für Arbeitsmigran-
ten eine wichtige Veränderung ab.

Das bisher geltende „Drei-Kreise-Modell“,
welches die Regierung im Mai 1991 eingeführt
hatte, unterschied drei Zulassungsgebiete: erstens
die EU- und EFTA-Länder, zweitens USA, Kana-
da, Australien und Neuseeland und drittens alle
anderen Herkunftsländer. Die Unterscheidung
zwischen zweitem und drittem „Kreis“ hatte
schon bei der Einführung des Modells zu starker
Kritik geführt, da sie unter anderem auf dem
Kriterium der „kulturellen Distanz“ beruhte. Nur
Länder, welche der Schweiz als „kulturell nahe“
galten, wurden dem zweiten Kreis zugerechnet.
Der Vorwurf, das Modell sei diskriminierend und
rassistisch, rückte aber vor allem ab 1996 auf-
grund der Behandlung der Frage durch die neu
gegründete „Eidgenössische Kommission gegen
Rassismus“ ins Zentrum der migrationspolitischen
Debatte.

Eine vom Bundesrat eingesetzte Experten-
kommission, welche im August 1997 den Be-
richt „Ein neues Konzept der Migrationspolitik“
vorlegte, empfahl u.a. die Abschaffung des „Drei-
Kreise-Modells“. Sie schlug des weiteren vor, mit
der Europäischen Union die Freizügigkeit im
Personenverkehr anzustreben und von außerhalb
der EU nur gut- oder hochqualifizierte Arbeits-
kräfte zuzulassen. Als Selektionsmechanismus
erarbeitete sie ein von Australien und Kanada
entlehntes, aber schweizerischen Verhältnissen
angepaßtes Punktesystem, das auf folgenden
Auswahlkriterien beruhen soll: Alter, Ausbildung,
Sprachkenntnisse, Berufserfahrung und berufli-
che Anpassungsfähigkeit. Die Zulassung von
Asylbewerbern soll hingegen weiterhin nach

Schweiz: Bewegung in der Migrationspolitik
streng davon getrennten, humanitären Kriterien
erfolgen.

Das neue Konzept wurde von der Sozialde-
mokratischen Partei (SPS) sowie von Wohlfahrts-
verbänden kritisiert, da es sich ausschließlich
an nationalen und ökonomischen Interessen der
Schweiz orientiere. Diese Gruppierungen begrüß-
ten zwar die Abschaffung des „dritten Kreises“,
wiesen aber gleichzeitig darauf hin, daß eine Per-
spektive zur Lösung des Problems der Armuts-
migration aus Asien und Afrika bisher fehlt.

Mit ihrem Entwurf will die Schweizer Regie-
rung Elemente des Kommissionsberichts relativ
rasch in ihre aktuelle Politik aufnehmen: Die Idee
des Punktesystems wird „näher geprüft“ und die
Unterscheidung zwischen zweitem und drittem
Kreis für Arbeitsmigranten abgeschafft. Saison-
bewilligungen bleiben hingegen weiterhin Bür-
gern von EU- und EFTA-Mitgliedern vorbehal-
ten. Gleichzeitig unterstützt die Regierung den
Vorschlag, das Aufenthalts- und Niederlassungs-
gesetz von 1931 einer Totalrevision zu unter-
werfen. Neben der Modifikation der Prinzipien
der Zulassungspolitik fällt auf, daß die für 1999
festgelegten Zuwanderungsquoten  niedriger sind
als bisher. Die Zahl der Bewilligungen für Sai-
sonarbeiter wird von 99.000 auf 88.000, jene
für Jahresaufenthalter auf 17.000 und jene für
Kurzaufenthalter auf 18.000 sinken.

Die Absenkung der Quoten wird zwar damit
begründet, daß einem Teil der Arbeitslosen die
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt erleich-
tert werden solle. Sie muß aber auch als Ant-
wort auf die sog. „18%-Initiative“ verstanden
werden: Diese zur Abstimmung anstehende
Volksinitiative hat zum Ziel, den Anteil von Aus-
ländern - Flüchtlinge, Asylbewerber und Arbeits-
migranten zusammengenommen - an der Ge-
samtbevölkerung auf 18% zu senken. Derzeit
beläuft sich der Ausländeranteil in der Schweiz
auf ca. 21% (Arbeitsmigranten 19%, Flüchtlinge
und Asylbewerber 2%). Ein Erfolg der Initiative
würde die Regierung voraussichtlich zur Aus-
weisung von Migranten zwingen. Mit seiner re-
striktiven Politik versucht der Bundesrat offen-

gehörigkeit sollen bei der Auswahl beachtet
werden.
Weiteren 75.000 in Frankreich lebenden Sans-
papiers droht die Abschiebung. Chevènement
sicherte jedoch zu, in jedem einzelnen Fall zu
prüfen, ob eine Wiedereingliederung im Her-
kunftsland gewährleistet sei. Zudem räumte er
ein, daß eine Abschiebung von mehr als 10.000
Personen pro Jahr aus seiner Sicht administrativ
nicht durchführbar sei.

Damit trägt der Minister vehementen Prote-
sten aus den Reihen der Grünen und der Kom-
munistischen Partei Rechnung, die sich gegen
die im April von der Nationalversammlung ver-
abschiedete Novellierung des Einwanderungs-

gesetzes ausgesprochen hatten (vgl. MuB 4/98).
Insbesondere Abgeordnete der Grünen hatten
kritisiert, daß das Gesetz kein generelles Bleibe-
recht für illegale Ausländer beinhalte, die schon
seit Jahren in Frankreich lebten.

Unterdessen erhielt ein Vorstoß des ehemali-
gen französischen Innenministers Charles Pas-
qua (RPR) breite Zustimmung. Pasqua, der wäh-
rend seiner Amtszeit Einwanderung und Einbür-
gerung erschwert hatte, schlug vor, allen Sans-
papiers eine Aufenthaltsgenehmigung zu ertei-
len. Lediglich straffällig gewordene Ausländer
sollten weiterhin abgeschoben werden. Frank-
reich sei als Nation stark genug, alle Immigran-
ten zu integrieren. rem
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Angehörige des US-amerikanischen Grenz-
schutzes haben auch 1997 in zahlreichen Fäl-
len die Menschenrechte von undokumentier-
ten Einwanderern und anderen Personen latein-
amerikanischer Herkunft verletzt. Zu diesem
Schluß kommt der im Mai 1998 von Amnesty
International (AI) erstmalig herausgegebene
Bericht zur Menschenrechtssituation an der
Grenze zwischen Mexiko und den USA.

Im September 1997 bereisten Mitarbeiter
von AI während einer vierwöchigen „fact-fin-
ding-tour” die etwa 3.200 km lange Grenze zwi-
schen den USA und Mexiko. Dabei führten sie
Gespräche mit Menschenrechts- und Flücht-
lingshilfsorganisationen, Rechtsanwälten und
Angehörigen des Immigration and Naturaliza-
tion Service (INS), der US-amerikanischen
Grenzschutz- und Einwanderungsbehörde.

Der Bericht untersucht die Geschichte der
Grenzregion, Mißhandlungen, gewalttätige
Übergriffe und weitere Menschenrechtsverlet-
zungen durch Angehörige des INS in den 90er
Jahren. Er geht auch auf vom INS eingeleitete
Schritte zur Verbessserung der menschenrecht-
lichen Situation an der Grenze ein.

Die in den 90er Jahren durchgeführten
Grenzschutzprogramme („Hold the Line“, Sep-
tember 1993; „Operation Gatekeeper“, Okto-
ber 1994; „Operation Rio Grande“, August
1997) haben zu einer Verschiebung der Grenz-
übertritte von den Städten hin zu abgelegenen
Regionen geführt. Zwischen 1993 und 1996
starben mindestens 1.185 Migranten beim Ver-
such, die Grenze zu überwinden (häufigste To-
desursachen: Ertrinken, Erfrieren, Hitzschlag,
Verkehrsunfälle, Dehydration). Aufgrund einer
hohen Dunkelziffer dürfte die tatsächliche Zahl
der Todesfälle weitaus höher liegen.

Laut AI-Bericht belegt eine Vielzahl glaub-
würdiger Aussagen, daß durch das INS festge-
haltene Personen „brutaler, inhumaner oder er-
niedrigender Behandlung unterzogen wurden,
einschließlich Schlägen, sexueller Mißhand-
lung, Verweigerung medizinischer Behandlung
sowie Verweigerung von Nahrung, Wasser und
Wärme über lange Zeiträume hinweg”. Unbe-
gleiteten Kindern und Jugendlichen wurde in
vielen Fällen eine adäquate rechtliche Bera-
tung und Vertretung verweigert. Überdies er-
höht der Einsatz bewaffneter Militäreinheiten
zur Unterstützung des INS AI zufolge die Ge-

fahr eines vermehrten Auftretens von Men-
schenrechtsverletzungen.

Die Berichte über Menschenrechtsverletzun-
gen durch INS-Mitarbeiter beziehen sich auf
undokumentierte Einwanderer, auf US-Bürger
und „permanent residents“ lateinamerikani-
scher Herkunft (von denen einige trotz ihres
legalen Status nach Mexiko deportiert wurden)
sowie auf Angehörige von vier Stämmen der
„American Indians“, deren traditionelle Sied-
lungsgebiete nördlich wie südlich der interna-
tionalen Grenze liegen.

Das Beschwerdesystem des INS konnte u.a.
aufgrund seiner Komplexität und Intransparenz
Fälle von offensichtlichem Unrecht nicht be-
heben. Beschwerdeformulare in Englisch und
Spanisch lagen in vielen der von AI besuchten
Grenzschutzsstellen – entgegen der Behaup-
tung des INS, daß diese seit 1994 flächendek-
kend erhältlich seien – nicht aus. Der AI-Be-
richt weist im weiteren auch auf den steten
Personalanstieg des Grenzschutzes hin (von
1997 bis 2001 jährlich 1.000 Neueinstellun-
gen). Eine dementsprechend proportionale Ver-
stärkung der Untersuchungs- und Beschwer-
destellen des INS bleibt jedoch aus.

Als Antwort auf den Endbericht des 1994
eingerichteten Bürgerbeirats (Citizens Adviso-
ry Panel, CAP) veröffentlichte das INS am 23.
Dezember 1997 einen Aktionsplan. Die dort
aufgenommenen Empfehlungen des CAP, wie
etwa eine Verbesserung der Ausbildung und
interkulturelle Sensibilisierung der INS-Mitar-
beiter, begrüßt Amnesty als einen notwendi-
gen ersten Schritt. Dennoch blieben weiterhin
viele Fragen unbeantwortet.

In einer Stellungnahme zu dem AI-Bericht
betont das INS, daß Menschen- oder Bürger-
rechtsverletzungen nicht toleriert würden. Der
Bericht von Amnesty werde geprüft, bisher
unbekannte Fälle sollen einer eingehenden
Untersuchung unterzogen werden. Ebenso wür-
den die im Bericht enthaltenen Empfehlungen
bei weiteren Reformen der Beschwerde- und
Untersuchungsverfahren im INS Berücksichti-
gung finden. Als Reaktion auf den Tod eines
18jährigen US-Bürgers lateinamerikanischer
Abstammung während einer gemeinsamen
Operation von INS und dem US-Militär am 20.
Mai 1997 kündigt das INS an, zukünftig nur
noch unbewaffnete Armee-Einheiten zur
Grenzsicherung einzusetzen. sta

USA/Mexiko: Amnesty International-Bericht zu
Menschenrechtsverletzungen in der Grenzregion

bar, die Schweizer Bevölkerung von der „Über-
flüssigkeit“ dieser Initiative zu überzeugen.

Wie in der Schweiz üblich, muß der Entwurf
einer neuen Zuwanderungsgesetzgebung erst
noch ein Begutachtungsverfahren (die sog. „Ver-
nehmlassung“) durchlaufen. Vor der endgülti-
gen Beschlußfassung können die wichtigen po-

litischen und wirtschaftlichen Akteure, wie Par-
teien, Arbeitgeberorganisationen und Gewerk-
schaften, Stellung nehmen. Große Änderungs-
vorschläge sind aber nicht zu erwarten.
Hans Mahnig,
Schweizerisches Forum für Migrationsstudien
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Im westafrikanischen Guinea-Bissau befinden
sich etwa 300.000 der 1,1 Mio. Einwohner auf
der Flucht vor dem Bürgerkrieg. Die umkämpfte
Hauptstadt Bissau ist verwüstet und fast voll-
ständig von ihren Bewohnern verlassen.

Ziel des Flüchtlingsstroms war zunächst das
Nachbarland Senegal. Inzwischen hat Senegal
seine Grenzen geschlossen, so daß verschie-
dene Dörfer zu Flüchtlingscamps anwachsen.
„Sie haben keine Unterkunft, und wir können
nicht helfen“, sagt ein Vertreter des senegale-
sischen Roten Kreuzes. Es fehlt an Nahrung
und sauberem Trinkwasser. Aber für die Hilfs-
organisationen ist es kaum möglich, in das Land

Guinea-Bissau: 300.000 Menschen fliehen
vor Bürgerkrieg

zu gelangen. Insbesondere Senegal unterbin-
det Hilfslieferungen von seinem Territorium.

Auslöser des Bürgerkriegs war am 7. Juni
1997 der Putsch des ehemaligen Armeechefs
Ansoumane Mane gegen Staatspräsident Joao
Bernardo Vieira. Kurz zuvor war Mane wegen
angeblicher Verwicklung in Waffenschmuggel
vom Präsidenten aus seinem Amt entlassen
worden. Der große Teil der bissauischen Ar-
mee steht hinter dem Putschistenführer. Sie
kämpfen gegen Eingreiftruppen aus Guinea
und dem Senegal, die den gewählten Staats-
präsidenten Vieira unterstützen. rem

Bahamas: Kubanische Bootsflüchtlinge zurückgeschickt
Mitte Mai 1998 setzte eine neue Ausreisewelle
kubanischer Flüchtlinge ein. Mehrere Hundert
Kubaner landeten in Booten auf den Bahamas
und baten dort um politisches Asyl. Mitarbei-
ter des Hohen Flüchtlingskommissariats der
Vereinten Nationen (UNHCR) überprüften die
Angaben der Flüchtlinge und konnten nicht
bestätigen, daß es sich bei diesen Kubanern
um politisch Verfolgte handelt. Daraufhin be-
schloß die Regierung der Bahamas, die Boots-
flüchtlinge nach Kuba zurückzuschicken. Ni-
caragua bot den etwa 200 Personen, die in Auf-
fanglagern in Nassau auf ihre Abschiebung
warteten, temporäres Asyl an. Die Kubaner
wurden trotz dieses Angebots in ihre Heimat
zurückgeflogen. Die Regierung der Bahamas
erklärte, daß das Land nicht zum Transitweg
von kubanischen Flüchtlingen auf ihrem Weg
in die USA werden dürfe. Ferner sollen die
Repatriierungen weitere Kubaner davon abhal-
ten, auf den Bahamas um politisches Asyl zu
bitten.

Vor zwei Jahren haben Kuba und die Baha-
mas ein Abkommen über die Rückführung von
Flüchtlingen geschlossen, die nicht als politisch
Verfolgte anerkannt werden. Auch die Vereinig-
ten Staaten, die Dominikanische Republik und

andere Länder der Region vereinbarten mit Kuba
die Repatriierung von Kubanern.

Anfang der 90er Jahre verschlechterte sich
die wirtschaftliche Lage in Kuba erheblich.
Durch den Zusammenbruch der Sowjetunion
blieben Subventionen in Höhe von jährlich rund
6 Mrd. US-Dollar aus. Durch die wirtschaftli-
che Krise und die damit verbundenen schlech-
ten Lebensbedingungen kam es in den vergan-
genen Jahren immer wieder zu Ausreisewel-
len. 1994 landeten mehr als 30.000 Kubaner in
Florida. Daraufhin beschlossen die USA, ku-
banische Flüchtlinge nicht mehr uneinge-
schränkt aufzunehmen. Die USA nahmen
12.000 der 30.000 Flüchtlinge auf. Die ver-
bleibenden „boat people“ wurden in ihre Hei-
mat zurückgeschickt. Zwischen 1965 und 1994
erhielten Kubaner automatisch legalen Einwan-
dererstatus, sobald sie die US-amerikanische
Küste erreichten. Nach dem Exodus 1994 be-
schloß die Clinton-Regierung, die Zuwande-
rung von Kubanern zu quotieren. Seither neh-
men die Vereinigten Staaten jährlich etwa
20.000 Kubaner auf. Im Gegenzug versprach
die kubanische Regierung, die illegale Ausrei-
se von Kubanern zu verhindern. as


